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Der Begriff »öffentliche Verantwortung« - Leitmotiv des
Elften Kinder- und Jugendberichts - wird in dem Beitrag
entlang zentraler Merkmale und Handlungselemente ent¬
faltet. Hauptanliegen des Autors ist es, das Aufwachsen
von Kindern und Jugendlichen jenseits der traditionellen
Gegenüberstellungvon Eltern und Staat zu thematisie¬
ren. Gründe für eine Neuformulierung dieserThematik
sieht derAutor in der Entwicklung des Sozialstaats: Indi¬
viduen, Familien und soziale Gruppen werden zukünftig
größere Eigenverantwortung für ihre Lebensbedingungen
tragen müssen. An die Stelle des Sozialstaats, der die
soziale Sicherheit vor allem durch monetäre Transfer¬
leistungen zu gewährleisten meinte, tritt nun die öffent¬
liche VerantwortungalsVoraussetzung, dass die Men¬
schen eigenverantwortlich ihre Probleme lösen können.
Nach einem Durchgang durch unterschiedliche Träger
öffentlicher Verantwortung in der pluralistischen Gesell¬
schaft und einer allgemeinen Begründung der Kinder-
und Jugendpolitik als »Lebenslagenpolitik« bilanziert
derAutor öffentlicheVerantwortungdurch staatliche
Tätigkeit sowie entlang der Gewährleistungvon Selbst¬
hilfefähigkeit der gesellschaftlichen Akteure.
Was heißtVerantwortung?
Die Baustelle
Sie kennen alle das gelbe Schild, das an Baustellen ange¬
bracht ist: »Vorsicht Baustelle. Betreten verboten. Eltern
haften für ihre Kinder«. Die 7-jährigen Knaben A und B sind
auf dem Heimweg von derSchule und kommen an einer
gesicherten, zurzeit verlassenen Baustelle vorbei, ander
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das genannte Schild angebracht ist. Durch ein Loch im
Bauzaun dringen sie in das Baugelände ein und turnen
eine Weile auf den Gerüsten herum. Hierbei lockertsich
ein an sich fachgerecht angebrachtes Brett so, dass es
nur noch wenig aufliegt. A und Bund kriechen wieder
durch das Loch im Bauzaun zurück, wobei sich A am
Drahtgeflecht verletzt und mangels einerTetanusimpfung
wegen drohenden Wundbrandes ärztlich behandelt wer¬
den muss. Nur eine Stunde später kriechen die u-jährigen
Knaben C und D, ebenfalls auf dem Heimweg von der
Schule, auch durch das Loch im Bauzaun und turnen auf
dem Gerüst herum, wobei D wegen des unsicheren Bret¬
tes vom Gerüst stürzt und sich schwerverletzt. - Ein Fall,
den das Leben schrieb!
Rauchen und Lungenkrebs
Es ist völlig unbestritten, dass es eine hohe positive Korre¬
lation zwischen Tabakkonsum und dem Auftreten von Lun¬
genkrebs gibt. Empirische Untersuchungen, die auch die
Elfte Kinder- und Jugendberichtskommission in ihrem Be¬
richt referiert, zeigen, dass junge Menschen in großem
Umfang rauchen, wobei es im Laufe der Zeit Verschiebun¬
gen zwischen den unterschiedlichen Jugendpopulationen
gegeben hat. Der Deutsche Kinderschutzbund erhebt -
nach US-amerikanischem Vorbild - Klage gegen die Unter¬
nehmen derTabakindustrie mit dem Antrag, 50 Millionen
Euro für die Errichtung und Unterhaltungvon Entziehungs¬
einrichtungen und Lungenheilstätten zurVerfügungzu
stellen. Die Eltern von mehreren minderjährigen Jugend¬
lichen klagen gegen den Verband der Automatenaufsteller
sowie gegen einzelne Automatenaufsteller mit dem Ziel,
die Selbstbedienung von Minderjährigen an Zigaretten¬
automaten durch entsprechende technische Vorkehrun¬
gen zu verhindern. Die Bundestagsfraktion derGrünen
schließlich verlangt im Namen allerin Deutschland leben¬
den Kinderundjugendlichen von der Bundesregierung ein
Verbot der Zigarettenwerbung im Kino, die sich gezielt an
ein jugendliches Publikum wendet.
Diese zwei typischen Fälle könnten unter juristi¬
schen Gesichtspunkten analysiert werden, z.B. könnte
beim ersten Fall gefragt werden, wer oder wessen Versi¬
cherung die Kosten für die ärztliche Behandlung zu tragen
oder eventuell Schmerzensgeld zu zahlen hätte? Ob die
Versicherung Rückgriff nehmen würde, und zwar gegen
wen? Ob sich jemand vielleicht sogar strafbar gemacht
hat?
Auch im zweiten Fall könnte nach den juristischen
Voraussetzungen und Chancen solcher Initiativen, Scha¬
densersatz zu erstreiten, gefragt werden. Hier interessiert
aber der Aspekt der Verantwortung. Es geht darum, wer
(Subjekt) in welcher Eigenschaft (Trägerschaft) für wen
(Objekt) in welcherZeit (Zeitraum) und welcher Form
(Form) Verantwortung zu tragen hat?
- Als Subjekt hätten im ersten Fall die Eltern ganz indivi-
duell Verantwortung zu tragen, im zweiten Fall wären es
kollektivere Unternehmen, Verbände, Organe.
- Als Verantwortungsträger haften die Eltern vollkommen
privat (Trägerschaft), während es sich bei den Unterneh¬
men oder Staatsorganen bisher eher um öffentliche
Kosten handelt, die in Anspruch genommen werden.
- Die Objekte, für die individuell Verantwortung übernom¬
men wird, sind im ersten Fall die ärztlichen Kosten der
einzelnen Kinder, während es im Raucherfall kollektiv
die Gesundheitsrisiken allerRauchersind.
Der Zeitraum der Ereignisse ist verschieden: Im Baustel¬
lenfall geht es um ein Ereignis in der Vergangenheit, beim
Rauchen geht es um mögliche Folgen in der Zukunft.
- Die Form der auftretenden Schädigung ist im Falle der
Baustelle sehr/con/cref, während das Gesundheitsrisiko
der Raucher einstweilen abstrakt bleibt.
Das Einzige, was beide Fälle miteinander trotz ihrer Ver¬
schiedenartigkeit verbindet, ist der Begriff der Verantwor¬
tung. Was hätten die zwei unterschiedlichen Akteure und
Verantwortungsträger jeweils tun können, um Schadens¬
fälle zu vermeiden? Was heißt Verantwortung in diesem
Zusammenhang und worin besteht eigentlich »Verantwor¬
tung tragen« praktisch, im Alltag?
Was hätten die Eltern eigentlich im Baustellenfall tun
sollen, um die Unfälle zu verhindern? Hätten sie
- die Kinder über die Risiken des Schulwegs aufklären
sollen? (Erziehung)
- die KindernichtzurSchule schicken sollen, so lange
das Loch im Bauzaun ist? (Prohibition)
- den Kindern das Betreten der Baustelle untersagen sol¬
len? (Verbote)
- die KindervorderBaustelle warnen sollen? (Prävention)
- die Kinder auf dem Schulweg begleiten sollen?
(Aufsicht) und/oder
- die Kinder im Nachhinein bestrafen sollen? (Sanktionen)
Was würde von derTabakindustrie, den Automatenauf¬
stellern, der Bundesregierung im zweiten Fallbeispiel
erwartet, um Kinder undjugendlichezu schützen?
- die Einstellung der Zigarettenherstellung bzw. des
Rauchens durch die Erwachsenen? (Unterlassen)
- das Verbot der Zigarettenherstellung? (Repression)
- die ReduzierungderZigarettenherstellung? (Selbstbe¬
schränkung)
- keinen Verkauf an Kinder und Jugendliche? Oderzu-
mindest keinen Automatenverkauf? (Vertriebsbeschrän¬
kungen)
- die Sicherung derAufbewahrung? (Zugangsbeschränkung)
- generelle oder spezielle Rauchverbote, gegebenenfalls
mit Strafsanktionen? (Verhaltensregulierung)
- Warnung vordem Zigarettenkonsum und Werbebe¬
schränkung? (Prävention)
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-Werbung für eine gesunde Lebensweise
- »stark und schön ohne Tabak«? (positi¬
ve Konditionierung)
Es gibt also theoretisch ein umfassendes
Repertoire des Verhaltens in »Verantwor-
tungs«-Situationen und ganz verschiedene
Facetten der Verantwortungsträgerschaft.
Aber nicht alle Handlungsmöglichkeiten
sind zugelassen oder machbar: So gibt es
die Freiheit der Selbstschädigung-zumin¬
dest für Erwachsene. Wichtig ist hier je¬
doch Folgendes: Im ersten Fall handelt es
sich um die persönliche, individuelle und
private Verantwortung der Eltern bzw. Er¬
ziehungsberechtigten fürihre unmündigen
Kinder und im zweiten Fall um die kollekti¬
ve, abstrakte und öffentliche Verantwor¬
tung »der« Gesellschaft, bzw. von Organi¬
sationen, Verbänden und Staat.
Der Begriff »Öffentliche Verantwortung«?
In diesem Abschnitt wird der Begriff der
öffentlichen Verantwortung - das Leitmotiv
des Elften Kinder- und Jugendberichts -
erläutert. Im Elften Kinder- und Jugend¬
bericht geht es dabei ausschließlich um
eine Verantwortung, die - wie im zweiten
Fallbeispiel - durch folgende Merkmale ge¬
kennzeichnet ist:
- Verantwortung für die Zukunft,
- abstrakte Verantwortung,
- kollektive Verantwortung,
- Verantwortung für eine Gesamtheit, die der Kinder und
Jugendlichen nämlich, eine »öffentliche Verantwortung«.
Diese Form derVerantwortung, die öffentliche Verantwor-
tungfürdas Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen,
hat in einem spezifischen Sinn mit der Elternverantwor¬
tung zu tun. Die öffentliche Verantwortung für das Auf¬
wachsen von Kindern und Jugendlichen schließt nämlich
die Elternverantwortung nicht aus - ganz im Gegenteil:
Sie setzt sie voraus und soll sie ermöglichen und stärken.
Die Diskussion über die Verantwortung für das Aufwach¬
sen von Kindern und Jugendlichen wird durch die grundle¬
gende Position der Eltern und des Staates bestimmt, und
zwar durch das Elternrecht (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 Grundge¬
setz (GG)) und das so genannte staatliche Wächteramt
(Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG), das Recht der Kinder und Jugend¬
lichen auf Erziehung und Bildung (Art. 2 Abs. 1 GG, § 1 Kin¬
der- und Jugendhilfegesetz (KJHG) und die Schulgesetze
der Länder) und seine Erfüllung durch die Kinder- und
Jugendhilfe bzw. das Schulwesen, beides unter staatlicher
Aufsicht. Daraus folgt: Die Kommission Elfter Kinder- und
Jugendbericht fordert eine öffentliche Verantwortung für
das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen, damit die
Eltern ihre Kinder erziehen können.
Es ist ein groteskes oder bösartiges Missverständ¬
nis, Elternrecht und öffentliche Verantwortung als Null¬
summenspiel zu betrachten: »Was die eine Seite verliert,
gewinnt die andere!« - wie eine Glosse der FAZ vom
20.07.01, gleich nach der Übergabe des Berichtes an das
zuständige Bundesministerium, ohne jede Kenntnis des
Berichts selber- dieserwarzurdamaligen Zeit noch gar
nicht zugänglich - unterstellte:
»Kinderverstaatlichung
Was Kindervor allem anderen brauchen, weiß jeder: Sie
brauchen Liebe, Geborgenheit, Zeit. Was davon kann der
Staat ihnen geben? Nichts. Über nichts hat aber die von
Jugendministerin Bergmann eingesetzte Sachverständi¬
genkommission nicht 600 Seiten geschrieben. Der Elfte
Kinder-und Jugendbericht der Bundesregierung handelt
vielmehrvon dem, was Eltern wünschen, um sich Kinder
finanziell und zeitlich leisten zu können: staatliche Rund¬
umbetreuung von der Wiege bis zum Discoalter. Von den
Verfassern des Berichts war nicht zu erwarten, dass sie in
dieser Entwicklung auch eine der Ursachen oft beklagter
Probleme der Jugend suchen würden. Das liefe der mittler¬
weile von allen Parteien getragenen Kinderverstaatlichung
diametral entgegen. Schon derTitel des Berichts verheißt,
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dass auf diesem Weg muntervorangeschritten wird: auf¬
wachsen in öffentlicher Verantwortung<. Da greift eine kal¬
te Hand nach den Kleinsten. Vermessen ist, wervon einem
Jugendbericht auch Einsichten wie diese erwartet: Noch so
gut geführte Krippen und Horte können Kindern nicht das
Gefühl vermitteln, um ihrerselbst willen geliebt zu werden;
noch so ausgedehnte Betreuungszeiten nicht die Gewiss¬
heit, dass immer jemand für sie da ist. DerStaat kann
nicht Vorbild sein und auch die Erziehung nicht ersetzen.«
Verantwortung, dass die Menschen von ihren Grundrech¬
ten auch Gebrauch machen können. Was nützen die
schönsten Grundrechte, wenn niemand von ihnen Ge¬
brauch machen kann?
Diese oben aufgeführten fünf Handlungselemente
werden am Schluss noch einmal aufgegriffen werden. Zu¬
vor soll jedoch ein Blick auf den Begriff der öffentlichen
Verantwortung geworfen werden, so wie er im Elften Kin¬
der-und Jugendbericht eingeführt wird.
Vielleicht sollte derVerantwortungsbegriff in diesem Zu¬
sammenhang durch seine Handlungselemente näher um¬




- für Menschen einstehen und - nicht zuletzt -
- für Versagen haften.
Insbesondere dieser letzte Punkt, wonach Versagen bei
der Ausübungvon Verantwortung Folgen hat, kann nicht
genug betont werden. Für die Eltern im Baustellenfall sind
die möglichen Folgen klar; aber wie steht es mit den Fol¬
gen für die Tabakindustrie, die Automatenaufsteller, die
Bundesregierung? Können diese auch versagen? Und
wenn ja, was passiert dann?
Um diese Frage beantworten zu können, muss man
sich den Grund für die Übernahme von Verantwortung
deutlich machen: Im ersten Fall ist der all¬
gemeine Grund für die Elternverantwortung
klar: Esistdie Pflichtzurelterlichen Sorge,
Elternrecht und Elternpflicht (Art. 6 Abs. 2
GG und § 1626 Bürgerliches Gesetzbuch
(BGB)). Wie aber steht es im zweiten Fall
mit dem Grund für die Verantwortung?
Warum trägt die Tabakindustrie Verantwor¬
tung für den Lungenkrebs der Raucher?
Weil sie die Zigaretten herstellt? Und die
Automatenaufsteller? Weil sie die Zigaret¬
ten - auch Kindern und Jugendlichen -
zugänglich machen? Weil beide mit der
Schaffung der Risiken Geld verdienen?
Tragen nicht die Raucherinnen und Raucher
selber die Verantwortung für ihre Selbst¬
schädigung? Schließlich werden sie von
den Herstellern und von der Bundes¬
regierung gewarnt. Können auch Kinder
und Jugendliche diese Verantwortung sel-
bertragen? Und schließlich die Bundesre¬
gierung? Warum soll sie die Verantwortung
dafürtragen, dass die Menschen aufgrund
von Selbstschädigung früher sterben? Es
gibt ein Grundrecht auf Leben und auf Ge¬
sundheit (Art. 2 Abs. 2 GG), und der Sozial¬
staat trägt nach unserer Verfassung die
»öffentlicheVerantwortung« im Elften Kinder- und
Jugendbericht
Von einer öffentlichen Verantwortung zu sprechen heißt-
wie schon erwähnt-, das Aufwachsen von Kindern und
Jugendlichen jenseits dertraditionellen Gegenüberstel-
lungvon Eltern und Staat zu thematisieren.
DerGrundfürdieNeuformulierungdieserThemenist
die Entwicklung des Sozialstaates. Auch wenn man die
Begründungen fürden quantitativen Abbau sozialstaat¬
licher Leistungen und den qualitativen Umbau sozial¬
staatlicher Organisations- und Verfahrensformen kritisiert,
wie es die Elfte Kinder- und Jugendberichtskommission in
ihrem Bericht tut, kann man nicht darüber hinwegsehen,
dass die Individuen, die Familien und die sozialen Grup¬
pen in Zukunft eine größere Selbständigkeit und Eigenver-
antwortungfürihre Lebensbedingungen tragen werden,
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als dies im »Jahrhundert des Sozialstaates«, im 20. Jahr¬
hundert, der Fall gewesen ist. Mit anderen Worten: die
Kinder und Jugendlichen, ihre Familien und sozialen Grup¬
pierungen müssen auf diese Entwicklung vorbereitet und
zu mehrSelbständigkeit und Eigenverantwortung befähigt
werden. An die Stelle eines Sozialstaates, der die soziale
Sicherheit vor allem durch monetäre Transferleistungen zu
gewährleisten meinte, tritt nun eine öffentliche Verantwor¬
tung, die die Voraussetzung dafür schafft, dass die Men¬
schen selbständig und eigenverantwortlich handeln und
ihre Probleme lösen können.
Wer ist denn nun derTräger dieser öffentlichen Ver¬
antwortung? In einer pluralistischen Gesellschaft sind dies:
- dersoziale Nahraum der Kinderundjugendlichen, ins¬
besondere die Netzwerke der Familien,
- die Vielzahl der interessenorganisierenden, mitglieder¬
gesteuerten Vereine und Verbände,
- die Wirtschaftsunternehmen, die nicht nur über Produk¬
tion und Distribution von Gütern bestimmen, sondern
auch über Ausbildung und Arbeit,
- die Arbeitgeber- undArbeitnehmerorganisationen, die
die Politik beeinflussen,
- die »Idealvereine«, d. h. ideengesteuerte Organisatio¬
nen, wie insbesondere die Kirchen, die Umweltschutz¬
verbände, Amnesty International, Greenpeace u.a.m.,
- die Massenmedien, die sowohl die Politik wie die Bürge¬
rinnen und Bürger beeinflussen,
- die Gemeinden und Kreise, die die örtliche Gemeinschaft
organisieren, und schließlich
- derStaaf, d. h. Bund und Länder, die letztlich die Ver¬
antwortung dafürtragen, dass das System funktioniert,
und die subsidiär die öffentliche Verantwortung gewähr¬
leisten müssen.
Trotz allen Geredes von der »Entstaatlichung des Staates«
muss man daran festhalten, dass der Staat die öffentliche
Verantwortung für das Aufwachsen von Kindern undju-
gendlichen gewährleisten muss. Im traditionellen Sozial¬
staat musste der Staat das so genannte Existenzminimum
der Menschen gewährleisten, d. h. im Klartext den Sozial¬
hilfesatz, egal ob sich dieser nach einem fiktiven Waren¬
korb oder nach einem prozentualen Anteil des Durch¬
schnittseinkommens bemisst. Öffentliche Verantwortung
heißt dagegen, dass der Staat eine Selbsthilfefähigkeit
gewährleisten - und schlimmstenfalls zahlen - muss.
Fürdiese »gemischte Gesellschaft« wurde in derSo-
zialpolitik der Ausdruck »Weifare mix« erfunden, weil es
sich um staatliche, kommunale, freie gemeinnützige und
kommerzielle Träger handelt. Von staatlichen und kommu¬
nalen Trägern kann man in derTat die Übernahme öffent-
licherVerantwortung für dasAufwachsen von Kindern und
Jugendlichen erwarten, auch von gemeinnützigen Trägern,
denn das Steuerrecht bindet die an sich freien Träger an
die Erfüllung öffentlicher Aufgaben. Kann manaberauch
kommerziellen Trägern, wie z. B. Wirtschaftsunterneh¬
men, die Übernahme öffentlicherVerantwortungzumuten?
Vielleicht ist es an der Zeit, wieder einmal daran zu erin¬
nern, dass im Grundgesetz der Satz steht: »Eigentum ver¬
pflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der All¬
gemeinheit dienen«. DieserAusdruck »öffentliche Verant¬
wortung« trifft die deutsche staatspolitische Lage besser
als die deutschen Übersetzungen von »civil society« und
»communitarianism«, die aus den Vereinigten Staaten im¬
portiert wurden, die bekanntlich so etwas wie »Staat« gar
nicht kennen, sondern nur »civil society«, »Community«
und»govemment«.
Im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe besteht eine
solche gemischte öffentliche Verantwortung bereits, denn
neben kommunalen Trägern gibt es die Wohlfahrts- und
Jugendverbände als Träger, aberauch kommerzielle Leis¬
tungsanbieter, alle eingebunden in ein System lokaler
Planung und staatlicherAufsicht. Der Elfte Kinder- und
Jugendbericht enthält eine ausführliche Beschreibung und
Bewertung von Organisationen und Verfahren der Kinder-
und Jugendhilfe und empfiehlt neben zahlreichen Verbes¬
serungen im Wesentlichen die Beibehaltung dieser Form
öffentlicherVerantwortung. Er regt allerdings die Einfüh¬
rung eines fachlich kontrollierten Wettbewerbs im Rahmen
einerstaatlich-kommunalen Planung und Aufsicht an, d.h.
den Rückzug der Kommunen aus der Trägerschaft der Ein¬
richtungen. An dieserStelle können diese Vorschläge
nicht im Einzelnen erläutert werden, es soll jedoch darauf
hingewiesen werden, dass andere Instanzen, die öffent¬
liche Verantwortung für das Aufwachsen von Kindern und
Jugendlichen tragen, wie z. B. das Schulwesen, von einer
solchen Organisationsform noch meilenweit entfernt sind.
Die Kommission hataufderGrundlage der empiri¬
schen Forschung eine umfassende Analyse der Lebensla¬
gen von Kindern und Jugendlichen vorgelegt und jeweils
Empfehlungen nicht nurfürdie Kinder-und Jugendpolitik,
die Kinder- und Jugendhilfe, sondern auch für andere Poli¬
tik- und Verwaltungsbereiche angegeben (vgl. BMFSFJ
2002, Teil B). Sie legt darüber hinaus die folgende allgemei¬
ne Begründungeinerneuen Kinder-und Jugendpolitikvor:
»Die Kommission versteht die Jugendpolitik als
>Lebenslagenpolitik<. Sie meint damit eine Politik im Inte¬
resse von Kindern und Jugendlichen, die erstens von den
objektiven sozialen Unterschieden in den Lebenslagen
von Kindern und Jugendlichen ausgeht und sich auf diese
richtet, nämlich insbesondere auf die Unterschiede nach
Geschlecht, Bildung, Schicht bzw. Klasse, Region, Migra¬
tion und Alter, die zweitens die subjektive persönliche Le¬
bensführung der Kinder und Jugendlichen berücksichtigt,
nach den Einstellungen und Handlungsmöglichkeiten der
Kinder und Jugendlichen selber fragt und ihre Selbständig¬
keit stärkt und die drittens den Auftrag der Kinder- und
Jugendhilfe nach § 1KJHG ernst nimmt, wonach die Kinder-
und Jugendhilfe zur Schaffung positiver Lebensbedingun¬
gen für Kinder und Jugendliche und ihre Familien beizutra¬
gen hat« (BMFSFJ 2002, S. 51).
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Eine so verstandene Lebenslagenpolitikfindet im¬
mer dort statt, wo öffentliche Verantwortung für das Auf¬
wachsen von Kindern und Jugendlichen in allen Lebensbe¬
reichen der jungen Generation übernommen wird. »In der
Kinder- und Jugendhilfe findet sie schließlich darin ihren
Ausdruck, dass sie für alle jungen Menschen Leistungen
erbringt und Chancengerechtigkeit durch individuelle För¬
derung, Beratung und Hilfe sowie Vernetzung und Koordi¬
nation vor Ort unterstützt« (ebd., S. 248).
Zum Schluss soll nochmals der Begriff derVerant-
wortung- hierabernurbezogen auf die öffentliche Ver¬
antwortung - aufgegriffen werden, so wie er oben durch
seine fünfHandlungselemente gekennzeichnet wurde.
Und es wird danach gefragt, ob der Staat seine Aufgabe,
öffentliche Verantwortung zu tragen, in Form staatlicher
Tätigkeit und durch die Gewährleistung von Selbsthilfe¬
fähigkeit dergesellschaftlichen Akteure, annähernd er¬
füllt. Die Beispiele sind dafür aus dem Elften Kinder- und
Jugendbericht entnommen.
- Aufgaben erkennen: Einige der heute anstehenden Auf¬
gaben für das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen
hat die Politik erkannt, z. B. die Schaffung von Ganz-
tagsbetreuungsangeboten für alle Kinder; andere dage¬
gen nicht, z. B. den Kampf gegen die zunehmende so¬
ziale Segregation.
- Pflichten erfüllen: Pflichten gegenüberder jungen Gene¬
ration werden häufig auf Druck erfüllt, z. B. auf Druck
durch das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe, wie
im Falle des Rechts auf einen Kindergartenplatz oder
auf einen gerechten Familien lasten- und -leistungs-
ausgleich; andere Pflichten bleiben unerfüllt, wie z. B.
die von der Bundesregierung auf dem Europäischen
Beschäftigungsgipfel 1997 übernommene Ausbildungs¬
und Beschäftigungsgarantie für alle Jugendlichen.
werden sollen, was fürsie den Inbegriff des Erwachse¬
nenseins ausmacht.
FürVersagen haften: In unserem ersten Einleitungsfall,
»Eltern haften für ihre Kinder«, ging es um Schadenser¬
satz und Strafe; doch dieser Fall wurde für die Beschrei¬
bung der »öffentlichen Verantwortung« für das Aufwach¬
sen von Kindern und Jugendlichen nicht leitend, da die
Politikselten fürVersagen haftet. Hansjonasschreibtin
seinem Buch »Das Prinzip Verantwortung«, dass die Haf¬
tung des Staatsmannes für seine Politik im Falle des
Versagens im Rücktritt oder in der Abwahl bei der näch¬
sten Wahl besteht.
Anmerkung
1 Überarbeitete Fassung eines Vortrags auf dem
18. Kongress der DGfE »Innovation durch Bildung«
in München am 26.03.02
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Rechenschaft ablegen: Die Kinder- und Jugendbericht¬
erstattung durch eine unabhängige Sachverständigen¬
kommission ist eine Form, Rechenschaft abzulegen.
Der Begriff »Verantwortung« enthält das Wort »Antwort«,
und die Öffentlichkeit hat ein Recht auf eine Antwort auf
die gestellten Fragen, man sollte sich nicht damit zufrie¬
den geben, dass Regierungen nurallzu häufigsich da¬
rauf beschränken, ihre Politikzu rechtfertigen.
• Für Kinder- undjugendliche einstehen: Kinder und Ju¬
gendliche kritisieren zu Recht, dass die Erwachsenen
selber nicht nach den Grundsätzen leben, zu denen die¬
se sie erziehen wollen. Wie kann man in einerWelt vol¬
ler Gewalt zur friedlichen Konfliktregelung erziehen, wie
in einer Welt voller Drogen zur Abstinenz? Der Kinder-
und Jugendschutz muss mit dem Grundwiderspruch
leben, dass Kinder und Jugendliche vor dem bewahrt
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